Resümee-Protokoll�PRIVAT ��





Gegenstand: Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Bestim�mungen; Unterarbeitsgruppe ”Bildung-Erziehung-Kultur”, Schlusssitzung vom 21. Dezember 1998





Sitzungsort: Blauer Salon, Minoritenplatz 5, 1014 Wien





Vorsitz: SC Dr. Heinz GRUBER (BMUK, Sektion V)





Anwesende: lt. Teilnehmerliste





Beginn: 10.00 Uhr





Ende: 13.00 Uhr





Eingangs werden seitens des Vorsitzenden organisatorische Belange (behindertengerechtes WC) abgeklärt.





Dann wird anhand der vom Unterrichtsressort erstellten Diskussionsunterlage, vor allem die Abweichmöglichkeit vom Lehrplan für körper- und sinnesbehinderte Schüler bzw. Studierende für alle Schularten diskutiert:


Dazu wird festgehalten, dass sich die Behindertenverbände im Bereich der Volksschule dage�gen aussprechen, neben dem sonderpädagogischen Förderbedarf Abweichmöglichkeiten im Lehrplan für sinnes- und körperbehinderte Schüler festzulegen, da man befürchtet, dass dadurch Förderungsmöglichkeiten für die betreffenden Kinder verloren gehen und letztendlich dadurch die Integration in den Hintergrund gedrängt wird.


Zudem wird vorgeschlagen eine generelle Regelung ins Schulunterrichtsgesetz (§ 11 Abs. 6 des Schulunterrichtsgesetzes) für körper- und sinnesbehinderte Schüler aufzunehmen.





Im Bereich der Lehrerbildung erscheint seitens der Behindertenvertreter bzw. der Abteilung Präs. A/3 (Lehreraus- und Fortbildung) das Festlegen von Abweichmöglichkeiten vom Lehr�plan als nicht zielführend, sondern es sollte vielmehr im Dienstrecht ein Ansatzpunkt gefunden werden. (Zuschneiden der Ausbildung auf Berufsfelder, weitere Differenzierung des Lehr�berufes ...)





Seitens der Behindertenverbände wird ein Handlungsbedarf im Bezug auf das Dienstrecht festgestellt.





MR Dr. RONOVSKY (Abt. III/A/3) führt dazu aus, dass Änderungen im Bereich des Beamten-Dienstrechtsgesetzes (BDG 1979) im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Finanzen liegen, und im Zuge der Sitzung der Unterarbeitsgruppe ”Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorge-Gesundheit” im Parlament seinerzeit seitens des Finanzministeriums dazu festgestellt wurde, dass mit den gesetzlichen Bestimmungen das Auslangen gefunden werde und keine Teilverwendungen erforderlich seien, sondern auf die konkrete Verwendung abzustellen sei. Er werde seinerseits mit dem Bundesministerium für Finanzen in Verbindung treten, ob in Teilbereichen Umsetzungsmöglichkeiten geschaffen werden sollen, sofern die Behinderung nicht mit der zukünftigen Verwendung im Widerspruch steht.


�



Um 11.20 Uhr wird eine Pause anberaumt. 


Frau Rauch-Kallat, Generalsekretärin der ÖVP, Herr MR Fahnl (BMUK, Abt. Präs. A/3), Frau Dr. Siegel (BMUK, Abt. Präs.A/3) müssen aus terminlichen Gründen von einer weiteren Teilnahme an der Sitzung Abstand nehmen. Herr Ladstätter (SLIÖ) bleibt nach der Pause unentschuldigt der weiteren Sitzung fern.





Von Dr. MÜNSTER (Abt. III/A/2) wird darauf hingewiesen, dass bei der Aufnahms- und Eignungsprüfungsverordnung aus zeitlichen Gründen (Inkrafttreten September 1999) die Änderungsvorschläge nicht in dieser Diskussionsrunde besprochen werden konnten, man aber versucht hat, eine annehmbare Regelung (Abstellen auf Berufstätigkeit) zu finden. Weiters weist er darauf hin, dass bei den Bildungsanstalten für Sozialpädagogik bzw. bei den Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik durch eine Lehrplanänderung, die bereits im Bundesgesetzblatt kundgemacht wurde, eine Verbesserung dahingehend erzielt werden konnte, dass bei den Instrumenten eine Öffnung erfolgte. Zudem verweist er auf das Schüler�beihilfengesetz, das in einer Novelle bei behinderten Kindern eine Prozentsteigerung um knapp 11% vorsieht.





Frau Dr. PFLICHTER (Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr, Abt. I/D/1) weist darauf hin, dass sie bereits im März 1998 eine Zusammenstellung der Gesetze, die den Wissenschaftsbereich betreffen, erhalten habe, der Wissenschaftsbereich aber nicht bei den Besprechungen miteinbezogen wurde, sondern nur der Verkehrsbereich des Wissenschafts�ressorts abgedeckt worden sei. Nun liege ihr eine aktualisierte Fassung für den Wissenschaftsbereich vor.





Frau HAMMERSCHMID (TU Wien, i.V. Dr. SCHÖNWIESE) skizziert die betreffenden Gesetzesstellen im Wissenschaftsbereich. 





Seitens Herrn Dr. HIESEL (BKA-VD) wird dazu ausgeführt, dass es sich im Bereich des Familienlastenausgleichgesetzes 1967 im Hinblick auf § 2 (Familienbeihilfe) um Vollzugspraxis handle, es aber Aufgabe dieses Gremiums sei, Gesetze zu diskutieren. Zudem stellt er fest, dass manche Formulierungen ”überschießend” seien, und die Formulierungen einer genaueren Überprüfung bedürften. Es sei nicht Aufgabe der Diskussionsrunde sozialpolitische Vorschläge für den Gesetzgeber zu erstellen.





Seitens von Frau HAMMERSCHMID wird festgehalten, dass das derzeitige Studienförderungsgesetz Benachteiligungen für behinderte Studierende auf Grund einer schlechteren Studiensituation für diese beinhalte, und die Gesetze so geändert werden müssten, dass die Ausgangssituation möglichst gleich sei.





Im Zuge der weiteren Besprechung wird abgeklärt, dass das Bundesministerium für Wissen�schaft und Verkehr eine gesonderte Sitzung betreffend den Wissenschaftsbereich Ende Jänner — ein früherer Zeitpunkt ist aus Sicht von Frau Dr. PFLICHTER (BM für Wissenschaft und Verkehr Abt. I/D/1) aus organisatorischen Gründen nicht durchführbar - abhalten werden wird, zu der ein Vertreter des Unterrichtsressorts entsandt werden wird. 








Weiters wird von Frau Dr. PFLICHTER (BM f. WuV, Abt. I/D/1) angeregt, drei Punkte in den Endbericht aufzunehmen:








Zu Punkt 1:


Familienlastenausgleichsgesetz:


Dazu wird seitens Frau Dr. MILLER (Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Abt. IV/1) ausgeführt, dass das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie zu diesem Betreff eingeladen wurde und diese Materie beim Ergänzungsbericht ihres Ressorts behandelt werden wird.





Zu Punkt 2:


Dienstrechtliche Angelegenheit:


Seitens Frau Dr. PFLICHTER wird darauf hingewiesen, dass es derzeit nicht möglich ist bei Behindertenplanstelleninhabern eine Karenzbesetzung vorzunehmen und dies zu einer ”schweren Andersstellung” führen würde, dass dieser Regelungstatbestand im Kompetenzbereich des Bundeskanzleramtes liegt.





Zu Punkt 3:


Anerkennung der Gebärdensprache:


Die Forderung der Anerkennung der Gebärdensprache sollte in den Endbericht aufgenommen werden.





Im Zuge der Diskussion ergibt sich, dass seitens des Parlaments für den Bereich der Zivilpro�zessordnung und der Strafprozessordnung die Gebärdensprache anerkannt wurde, sich aber in der Praxis Schwierigkeiten ergeben, da zu wenig ausgebildete Dolmetscher vorhanden sind. 





Frau Dr. PFLICHTER führt dazu aus, dass mit der Anerkennung der Gebärdensprache die Schwierigkeiten in der Praxis beseitigt werden könnten, und in ein paar Jahren ausreichend Dolmetscher zur Verfügung stünden. 





Der Vorsitzende SC Dr. GRUBER führt dazu aus, dass sich vor drei Jahren bereits eine Enquente im Parlament mit der Gebärdensprache als Amtssprache befasst habe, dies in die Kompetenz des Bundeskanzleramtes falle, und damals schon diskutiert wurde, die Gebärensprache als Minderheitensprache oder die Gebärdensprache als Form einer Amtssprache anzuerkennen. 


Die Anerkennung der Gebärdensprache bei Gericht könne als Indiz bewertet werden, die Gebärdensprache als eine Amtssprache anzuerkennen. Weiters sei eine Anerkennung Voraussetzung, dass ein Berufsbild etabliert werden könne.





Es wird Abstand davon genommen - wie anfangs vorgesehen - den Endbericht Punkt für Punkt zu besprechen, sondern es erfolgt seitens des Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten eine schrifliche Ergänzung des Endberichtes.





Seitens Dr. BARAZON (Liberales Forum) wird noch einmal darauf hingewiesen, dass einer der kritischen Punkte das Dienstrecht ist, da die ”persönliche und fachliche Eignung” sprachlich keine Benachteiligung beinhaltet.





Seitens des Vorsitzenden wird ausgeführt, dass die Verbesserungsvorschläge zum Teil angenommen wurden, und nun die Entscheidungen auf der politische Ebene getroffen werden müssen.
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